
Beschlussvorlage Bürgerschaft 
 Vorlage Nr.: B 0058/2017 

öffentlich 
 

 

Titel: Verwaltungsgebührensatzung der Hansestadt Stralsund 
 
 

Federführung:  10.1 Organisationsabteilung  Datum: 04.09.2017 

Bearbeiter: Gawoehns, Klaus 
Hinrichs, Angelika 
Dalm, Harry 

  

 
 

Beratungsfolge Termin  

OB-Beratung 04.12.2017  
Ausschuss für Finanzen und 
Vergabe 

09.01.2018  

Bürgerschaft 18.01.2018  

 
 
 
 
Sachverhalt: 
 
Die Verwaltungsgebührensatzung der Hansestadt Stralsund regelt die Höhe der Gebühren 
für Verwaltungsleistungen im eigenen Wirkungskreis. Die Gebühren der derzeitigen Fassung 
vom 25.01.2001 entsprechen nicht mehr den tatsächlichen Gegebenheiten, da sich 
insbesondere Personalkosten und Technikeinsatz stark verändert haben. Darüber hinaus 
sind Gebührentatbestände entfallen und neue waren aufzunehmen. 
  
In der 4. Fortschreibung des Haushaltssicherungskonzepts war unter anderem die 
Überprüfung der Verwaltungsgebührensatzung gefordert. 
  
 
Lösungsvorschlag: 
 
Die Verwaltungsgebührensatzung der Hansestadt Stralsund wurde vollständig überarbeitet. 
Für die bei der Gebührenkalkulation zu berücksichtigenden Personal- und Sachkosten wurde 
die Veröffentlichung der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement 
(KGSt) „Kosten eines Arbeitsplatzes“ zu Grunde gelegt. 
 
Die Anlage 1 enthält die neuen Verwaltungsgebühren, die Bestandteil der Satzung werden 
sollen. Die Anlage 2 beschreibt die Kalkulation der Gebühren. Die Anlage 3 enthält eine 
Gegenüberstellung der alten und neuen Verwaltungsgebühren. 
 
 
Alternativen:  
 
Die Änderung der Verwaltungsgebührensatzung wird nicht beschlossen. Damit bleibt der 
Stand der Verwaltungsgebührensatzung vom 25.01.2001 bestehen.  
 
Beschlussvorschlag: 
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Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt die Verwaltungsgebührensatzung der 
Hansestadt Stralsund einschließlich der Anlage Gebührensätze. Die Bürgerschaft nimmt die 
Kalkulation der Verwaltungsgebühren zur Kenntnis und billigt diese. 
 
 
 
Finanzierung: 
 
Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende Auswirkungen 
auf den Haushalt: 
 
Aufgrund der Erhöhung der Verwaltungsgebühren sind höhere Einnahmen zu erwarten, 
deren konkreter Umfang aufgrund der Vielzahl der möglichen Leistungen nicht benannt 
werden kann. 
 
  
 
Termine/ Zuständigkeiten: 
 
sofort, Amt 10 
 
Anlagen:  
 
 
Anlage 1 Gebühren 
Anlage 2 Kalkulation 
Anlage 3 Gebührenvergleich 
Verwaltungsgebührensatzung 2017 
 
gez. Dr.-Ing. Alexander Badrow 
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